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Selbstandig Erwerbende

Zusammenfassung

Bei selbstandig erwerbenden Personen priift der Sozialdienst, ob die persdnliche Eignung
zur Ausilibung einer selbstandigen Erwerbstétigkeit gegeben ist und ob die Wirtschaftlich-
keitsprognose positiv ist. Sind die Voraussetzungen erfullt, wird die selbstandige Er-
werbstatigkeit zunachst wahrend sechs Monaten geduldet. Sind sie nicht oder nur teil-
weise erflllt, wird die Klientel angewiesen, sich auf eine unselbstandige Erwerbstétigkeit
zu bewerben. Ausnahmsweise wird die selbstdndige Erwerbstéatigkeit als Nebenerwerb
oder im Rahmen der sozialen Integration geduldet.

Rechtliche Grundlagen

SKOS-Richtlinien C.2

Art. 35 Sozialhilfegesetz (SHG)

Art. 71a ff. Bundesgesetz Uber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insol-
venzentschadigung (AVIG)

Art. 95a ff. Verordnung Uber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insol-
venzentschadigung (AVIV)

BVR 2000 S. 213

Materielle Regelung
1. Grundsatze

Fir Selbstandigerwerbende - hier verstanden als personenbezogene Unternehmung (be-
sonders Klein- und Kleinstbetriebe) mit relativ bescheidenem Umsatz - gelten nach Mas-
sgabe des vorliegenden Stichworts die gleichen Unterstiitzungsgrundsatze wie fur Un-
selbstandige. Sind die Voraussetzungen erflllt, haben Selbstandigerwerbende Anspruch
auf einen Einkommensfreibetrag (siehe im Einzelnen Stichwort EFB).

Es werden grundséatzlich nur bestehende Betriebe mit Sozialhilfe unterstitzt, bei welchen
eine Ablésung innerhalb von sechs Monaten wahrscheinlich ist. Es ist nicht Aufgabe der
Sozialhilfe, strukturell bedingte Verluste zu Gibernehmen und unrentable Wirtschaftsstruk-
turen und -betriebe zu stitzen. Wenn die persdnlichen Voraussetzungen und/oder eine
positive Wirtschaftlichkeitsprognose nicht gegeben sind, verlangt der Sozialdienst die
Aufgabe der selbstandigen Erwerbstatigkeit. Vorbehalten bleiben die Falle nach Ziffer 3.

Ein allfalliger Einbezug von Freizligigkeitsleistungen fir den Aufbau einer Selbstandigkeit
ist grundsatzlich abzulehnen, weil er weit reichende Folgen auf die (Alters-)

Vorsorge hat.

2. Verfahren



2.1 Prufung der persdnlichen Eignung

Die Klientel erfullt die fachlichen/persénlichen Anforderungen zur Austibung der entspre-
chenden Erwerbstatigkeit und weist keine hohe Verschuldung aus (die sonst in der Regel
zum Konkurs fuhren wirde).

Die Klientel fihrt eine vollstandige und tbersichtliche, einfache Buchhaltung inkl. Belege.

2.2 Wirtschaftlichkeitsprognose

Ist die personliche Eignung gegeben, wird durch den Sozialdienst, in Zusammenarbeit
mit dem Revisorat, eine Wirtschaftlichkeitsprognose erstellt. Um die finanzielle Lage be-
urteilen zu kdnnen, sind Unterlagen des Betriebs (Bilanz und Erfolgsrechnung bzw. ein-
fache Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben) sowie Belege, Kontoausziige, Inventar
und Aufstellung des Auftragsbestands zu verlangen. Optional kann ein Businessplan (Fi-
nanzierung und Ertrag, Produkte-, Dienstleistungspalette, Marketing usw.) vorgelegt wer-
den, aus welchem ersichtlich wird, welche Ressourcen und Mittel der Betrieb braucht und
wie diese zu beschaffen und zuriickzuzahlen sind.

2.3 Vorgehen bei guter Prognose

Ist die Wirtschaftlichkeitsprognose positiv, wird die selbstandige Erwerbstatigkeit wah-
rend sechs Monaten vom Sozialdienst geduldet. Ausnahmsweise kann diese Frist verlan-
gert werden, wenn der Turnaround kurz bevorsteht.

Die Klientel erstellt eine Tatigkeitsbeschreibung mit Zielvorstellungen. Die Ziele sind in
den Ziel- und Handlungsplan aufzunehmen.

Wird der Turnaround innerhalb der Frist nicht erreicht, und wird keine Fristverlangerung
im Ausnahmefall bewilligt, ist die Klientel anzuweisen, sich auf eine unselbstandige Ta-
tigkeit zu bewerben. Bei Weigerung ist die Sozialhilfe zu kiirzen.

2.4 Vorgehen bei fehlender Eignung und /oder schlechter Prognose

Ist die personliche Eignung nicht gegeben, ist die Klientel anzuweisen, sich auf eine un-
selbstandige Tatigkeit zu bewerben. Die Klientel muss zudem bereit sein, an einem In-
tegrationsprogramm teilzunehmen oder einen Abklarungsplatz anzutreten. Bei Weigerung
ist die Sozialhilfe zu kiirzen bzw. - bei Nichtantreten eines Abklarungsplatzes - einzustel-
len. Dasselbe gilt, wenn die Wirtschaftlichkeitsprognose negativ ausfallt (Ausnahme siehe
Ziffern 4 und 5).

Hat die Klientel die selbstandige Erwerbstatigkeit aufgegeben, ist sie zudem gegebenen-
falls anzuweisen, die Gesellschaft aufzulésen und den Handelsregistereitrag léschen zu
lassen. Ansonsten besteht die Gefahr von Rechtsmissbrauch und allenfalls kann auch
keine Arbeitslosenentschadigung bezogen werden. In komplexen Féllen (z.B. Auflésung
GmbH) ist das Revisorat beizuziehen. Die Kosten fur die Auflésung und die Léschung
sind von der Klientel zu tragen; in Einzelfallen ist eine Ubernahme durch den Sozialdienst
zu prifen. Im Weiteren sind Firmenauftritte und Dienstleistungsangebote im Internet zu
I6schen. Zudem muss sich die Klientel bei der Ausgleichskasse ummelden. Bei Nichtbe-
folgen der Weisung ist eine Kirzung zu prifen.

3. Unterstlitzungsmodalitaten



Das Nettoeinkommen - Umsatz nach Abzug der zwingenden Betriebskosten geméss
Buchhaltung - wird im Sozialhilfebudget angerechnet (Ausnahme siehe Ziff. 5 unten). Die
Klientel hat jeden Monat unaufgefordert Kontoauszige abzugeben.

4. Selbstandige Erwerbstatigkeit im Nebenerwerb

Wenn die persdnliche Eignung gegeben ist, jedoch gemass Wirtschaftlichkeitsprognose
keine existenzsichernden Einnahmen zu erwarten sind, kann die selbstéandige Erwerbs-
tatigkeit als Nebenerwerb geduldet werden. Dies darf nicht dazu fuhren, dass die Auf-
nahme einer unselbstandigen Erwerbstatigkeit erschwert wird (Vermittlungsfahigkeit). Die
Klientel ist anzuweisen, eine unselbstandige Erwerbstéatigkeit zu suchen, so dass sie mit
den Einnahmen aus beiden Tatigkeiten den Bedarf decken kann.

5. Selbstandige Erwerbstatigkeit als Massnahme zur sozialen Integration

Bei fehlender Vermittlungsfahigkeit kann einer selbstandigen Erwerbstéatigkeit zuge-
stimmt werden, wenn mit dieser Tatigkeit die soziale Integration sichergestellt werden
kann. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn die Person wegen Alter, fehlender
Ausbildung oder aus gesundheitlichen Griinden nicht vermittelbar ist. Voraussetzung ist,
dass der erzielte Erfolg mindestens den Betriebsaufwand deckt; es wird keine Sozialhilfe
an den Betriebsaufwand ausgerichtet. Die betroffene Person ist zu verpflichten, eine mi-
nimale Buchhaltung zu fuhren (Aufstellung Uber Einnahmen und Ausgaben) und Belege
vorzulegen. An Stelle des Einkommensfreibetrags wird lediglich eine Integrationszulage
gewabhrt (vgl. Stichwort ,Integrationszulage®, Ziffer 2.1). Eine Befristung auf sechs Monate
erfolgt nicht, jedoch wird im Rahmen der jahrlichen Uberpriifung des Sozialhilfeanspruchs
beurteilt, ob die Voraussetzungen fir eine selbstadndige Erwerbstatigkeit als Massnahme
zur sozialen Integration noch erfullt sind.

6. Einstellung

Eine (Teil-)Einstellung der Sozialhilfe ist nur in Einzelfallen zuléssig, bei ganz oder teil-
weise fehlender Bedurftigkeit. Dies kann der Fall sein, wenn sich die Klientel weigert,
eine verfugbare unselbstandige Stelle anzutreten, obwohl sie dadurch nachweislich ihre
Bedirftigkeit ganz oder teilweise beheben kdnnte. Im Weiteren ist die Sozialhilfe einzu-
stellen, wenn Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse nicht mehr abgeklart werden
kénnen. Beispiel: Die Geschéaftstatigkeit wird heimlich weitergefihrt und (teilweise) exis-
tenzsichernde Einnahmen werden nicht deklariert.

7. Zustandigkeiten

Die fallfihrende Sozialarbeiterin oder der fallfihrende Sozialarbeiter leitet jedes Dossier
einer selbstandigerwerbenden Person (auch bei fehlender persdnlicher Eignung und im
Falle von Ziffer 4 und 5) mit der ausgefillten Checkliste Selbstandigerwerbende und dem
Formular C an das Revisorat fur eine Einschatzung weiter. Liegt die schriftliche Stellung-
nahme des Revisorats vor, geht das Dossier mit Antrag an die Sektionsleitung zuhanden
der Bereichsleitung zum Entscheid Uber die voriibergehende Duldung der selbstandigen
Erwerbstatigkeit. Die Bereichsleitung entscheidet nach denselben Ablaufen ebenso Uber
eine Verlangerung der Frist im Ausnahmefall. Der Entscheid, ob der selbstandigen Er-
werbstatigkeit zugestimmt wird und ob diese im Haupt- oder Nebenerwerb oder im Rah-
men der sozialen Integration ausgelibt wird, wird im Dossier festgehalten.




8. Weiterfuhrende Stichworter:

e EFB-Einkommen

e Kirzung

e Zulagen

e |ZU

e Ein- und Austrittsschwelle
e Fahrende

e BVG-Freizugigkeit

e Auto

Von der Sozialhilfekommission der Stadt Bern beschlossen am 8. Juni 2016
Inkraftsetzung per 1. Juli 2016 (Ersetzt die Version vom 1. Mai 2011)

P. E. Neuhaus, Prasidentin


http://intraweb/DSO/Public/Publikationen/stichworte/Materielle%20Grundsicherung/EFB%20-%20Einkommen.htm
http://intraweb/DSO/Public/Publikationen/stichworte/Materielle%20Grundsicherung/Ein-%20und.%20Austrittsschwelle.htm
http://intraweb/DSO/Public/Publikationen/stichworte/verwaltung/Fahrende.htm
http://intraweb/DSO/Public/Publikationen/stichworte/verwaltung/BVG%20Freizügigkeit.htm
http://intraweb/DSO/Public/Publikationen/stichworte/SIL/Auto.htm

